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Entscheidungsstichwort:
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9 AZR 99/92
8 Sa 801/91 Köln

Verkündet am 
8. Dezember 1992

Im Namen des Volkes!

U r t e i l
Klapp,Reg.-OberSekretär 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

In Sachen

PP-
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hat der Neunte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der münd­
lichen Verhandlung vom 8. Dezember 1992 durch den Vorsitzenden 
Richter Prof. Dr. Leinemann, die Richter Dörner und Dr. Reinecke 
sowie die ehrenamtlichen Richter Dr. Jesse und Matthiessen für 
Recht erkannt:

Die Revision der Klägerinnen und Kläger gegen das 
Urteil des Landesarbeitsgerichts Köln vom 
18. Dezember 1991 - 8 Sa 801/91 - wird zurückge­wiesen.
Die Klägerinnen und Kläger haben die Kosten der 
Revision zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n !

T a t b e s t a n d :

Die Parteien streiten darüber, ob die Klägerinnen und Kläger 
am Rosenmontag 1991 aufgrund eines besonderen vertraglichen An­
spruchs von der Arbeit freigestellt worden sind oder ob sie Erho­
lungsurlaub bekommen haben.

Die Klägerinnen und Kläger sind seit mehreren Jahren in der 
Rheinisch-Westfälischen Technischen Hochschule Aachen des beklag­
ten Landes als Angestellte beschäftigt.

Die Nordrhein-Westfälische Landesregierung beschieß am
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27. Januar 1970:

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


3

Der Rosenmontag ist bei den obersten Landesbehör­
den und bei den nachgeordneten Behörden in Düs­
seldorf dienstfrei.
Die Leiter der nachgeordneten Dienststellen au­
ßerhalb von Düsseldorf werden ermächtigt, die 
Dienstzeit am Rosenmontag entsprechend den örtli­
chen Verhältnissen unter Berücksichtigung der 
karnevalistischen Tradition nach eigenem Ermessen 
zu regeln.

Der Rosenmontag ist auch für Mitarbeiter, die an 
diesem Tag aufgrund des Kabinettsbeschlusses 
Dienstbefreiung erhalten, Arbeitstag i. S. § 5 
Abs. 1 Erholungsurlaubsverordnung..., des § 48 
Abs. 4 BAT... und des § 48 Abs. 8 MTL II ... Das 
bedeutet, daß der dienstfreie Rosenmontag auf den 
Urlaub anzurechnen ist, wenn er in einen laufen­
den Urlaub fällt.

Von dieser Ermächtigung machte die Rheinisch-Westfälische 
Technische Hochschule spätestens seit 1982 in jedem Jahr Ge­
brauch. Den Mitarbeitern wurde in den Jahren bis 1990 am Rosen­
montag Dienstbefreiung gewährt. Mit Kabinettsbeschluß vpm 
23. Januar 1991 setzte die Landesregierung ihren Beschluß vom 
27. Januar 1970 für das Jahr 1991 aus. Der Verwaltungsdirektor 
der medizinischen Einrichtungen der RWTH teilte den Mitarbeitern 
per Rundschreiben mit, daß in diesem Jahr der Rosenmontag und 
alle anderen Werktage in der Karnevalszeit normale Arbeitstage 
seien und bei eventueller Urlaubsplanung eis Urlaubstage berück­
sichtigt werden müßten.

Am 7. Februar 1991 beantragten die Klägerinnen und Kläger 
Dienstbefreiung für Rosenmontag unter Fortbezahlung ihrer Bezüge. 
Die Anträge wurden unbearbeitet zurückgegeben. Daraufhin bean­
tragten die Klägerinnen und Kläger einstweilige Verfügungen auf
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Arbeitsbefreiung für den 11. Februar 1991. Nachdem das Arbeitsge­
richt dem beklagten Land aufgegeben hatte, den Klägerinnen und 
Klägern für den 11. Februar 1991 Arbeitsbefreiung zu gewähren, 
blieben diese dem Dienst fern. Das beklagte Land rechnete den Tag 
als Urlaub.

Daraufhin haben die Klägerinnen und Kläger die vorliegende 
Klage erhoben und beantragt

festzustellen, daß die Klägerinnen und Kläger am 
11. Februar 1991 (Rosenmontag) Dienstbefreiung 
mit einer Lohnfortzahlung ohne Anrechnung auf den 
Jahresurlaub hatten.

Das beklagte Land hat beantragt, 

die Klagen abzuweisen.

Das Arbeitsgericht hat antragsgemäß entschieden. Auf die Be­
rufung des beklagten Landes hat das Landesarbeitsgericht das Ur­
teil aufgehoben und die Klage abgewiesen. Mit der Revision ver­
langen die Klägerinnen und Kläger die Wiederherstellung des ange­
fochtenen Urteils. Das beklagte Land beantragt, die Revision zu­
rückzuweisen .

E n t s c h e i d u n q s q r ü n d e  :

Die Revision ist unbegründet. Die Klage kann keinen Erfolg 
haben. Sie ist unzulässig.
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1. Nach S 256 Abs. 1 ZPO ist eine Klage auf Feststellung des 
Bestehens oder Nichtbestehens eines Rechtsverhältnisses nur zu­
lässig, wenn der Kläger ein rechtliches Interesse daran hat, daß 
das Rechtsverhältnis durch richterliche Entscheidung alsbald 
festgestellt wird. Ist die Klage auf Feststellung des Bestehens 
eines vergangenen Rechtsverhältnisses gerichtet, so ist sie nur 
zulässig, wenn sich aus der Feststellung Rechtsfolgen für die Ge­
genwart oder Zukunft ergeben (BAGE 4, 114 = AP Nr. 1 zu § 20 
MietSchG; BAGE 54, 210 = AP Nr. 3 zu § 52 BAT; Senatsvirteil vom 
22. September 1992 - 9 AZR 404/90 - zur Veröffentlichung be­
stimmt; Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, ZPO, 5Q. Aufl.,
§ 256 Anm. 3 D; Stein/Jonas/Schumann, ZPO, 20. Aufl», § 256 
Rz 47; MünchKomm-Lüke, ZPO, § 256 Rz 28). Anderenfalls verlangt 
die klagende Partei lediglich ein Rechtsgutachten für einen abge­
schlossenen Sachverhalt. Die Erstattung von Rechtsgutachten ist 
den Gerichten aber versagt.

2. Im Streitfall ergibt sich aus der beantragten Feststellung 
auch unter Berücksichtigung des Sachvortrags der Parteien nur die 
vergangenheitsbezogene Klarstellung, ob die Klägerinnen und Klä^ 
ger an einem bestimmten Tag des Jahres 1991 Erholungsurlaub hat­
ten oder aus anderen Gründen freigestellt worden sind, Rechtswir­
kungen für die Zukunft gingen von der rechtlichen Beurteilung 
nicht aus.

a) Die beantragte Feststellung hätte keine unmittelbaren Aus­
wirkungen auf finanzielle Ansprüche der Klägerinnen und Kläger. 
Der Rosenmontag ist ihnen bezahlt worden.
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b) Ein Feststellungsurteil zugunsten der Klägerinnen und Kläger 
hätte auch keine urlaubsrechtlichen Auswirkungen. Wenn gericht­
lich festgestellt würde, daß die Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh­
mer am 11. Februar 1991 einen besonderen vertraglichen Anspruch 
auf Arbeitsbefreiung hatten und ihnen kein Erholungsurlaub ge­
währt worden ist, folgt daraus nicht, daß sie aus dem Jahr 1991 
noch einen weiteren Tag Urlaub verlangen können. Denn ihr Ur­
laubsanspruch ist am Ende des Jahres 1991 erloschen, § 47 Abs. 7 
Unterabs. 1 BAT. Sofern einer der in § 47 Abs. 7 Unterabs. 2 BAT 
genannten Übertragungstatbestände Vorgelegen haben sollte, wofür 
es im Vortrag der Parteien keine Anhaltspunkte gibt, wäre der Ur­
laubsanspruch jedenfalls spätestens am 30. September 1992 erlo­
schen. Die Klägerinnen und Kläger können auch keinen Prsatzur- 
laubsanspruch nach den §§ 280 Abs. 1, 284 Abs. 1, 287 Satz 2, 249 
BGB geltend machen. In ihrem Vortrag fehlt jegliches Vorbringen, 
daß sie das beklagte Land in Verzug gesetzt^ hätten.

3. Rechtswirkungen für Gegenwart und Zukunft ergeben sich für 
die beantragte Feststellung auch nicht im Zusammenhang mit den 
Beschlüssen des Arbeitsgerichts in den Verfügungsverfahren« durch 
die entschieden worden ist, daß die Klägerinnen ynd Kläger am Ro­
senmontag 1991 keine Arbeitspflicht hatten. Daraus ergibt sich 
nicht die Notwendigkeit, den Rechtsgrund für die Freistellung ma­
teriellrechtlich zu klären.
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Die Kostenentscheidung beruht auf § 97 Abs. 1 ZPO

Dr. Leinemann Dr. Reinecke Dörner
Dr. Jesse Matthiessen
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